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Beginnend mit Polen, stellen wir Ihnen in die-
ser Fortsetzungsserie jeweils einen der neuen
EU-Mitgliedsstaaten vor und geben Ihnen ei-
nen Überblick zu den gesetzlichen Regelungen
im Arbeitsrecht, Bewilligungsrecht, Sozialver-
sicherung und Steuerrecht. 

Vergütung
In Polen herrscht ein vergleichbar niedriges
Lohnniveau. Der monatliche Brutto-Mindest-
lohn beträgt 849 PLN (326 EUR). Im Durch-
schnitt liegen die Löhne bei 2.300,00 PLN (883
EUR). 

Die Art und Weise der Bezahlung von Ur-
laubsgeld hängt in Polen von der Anzahl an Ar-
beitnehmern ab. Es kann entweder einen Sozi-
alfonds hierfür gegründet werden oder der Ar-
beitgeber verpflichtet sich zur direkten
Zahlung von Urlaubsgeld. Anspruch auf Ur-
laubsgeld haben nur diejenigen Arbeitnehmer,
welche einen Urlaub von mindestens 14 auf-
einander folgenden Kalendertagen genommen
haben. 

Steuern
Zum 1. Januar 2004 trat in Polen eine Steuer-
reform in Kraft. In diesem Rahmen sind die
Steuersätze bei allen Steuerarten reduziert
worden. Das Erwerbseinkommen wird seit die-
sem Zeitpunkt mit einem Steuersatz von ma-
ximal 40 % besteuert.

Sozialversicherung / Versicherung
Zurzeit müssen Arbeitnehmer und Arbeitgeber
Sozialversicherungsbeiträge in folgender Hö-
he leisten: 

Die Bemessungsgrundlage hierfür ist das ge-
samte Bruttogehalt bis zu einer Höhe von ma-
ximal 15.000 EUR.

Im Rahmen einer krankheitsbedingten Abwe-
senheit des Arbeitnehmers ist der Arbeitgeber
zur Zahlung eines Krankengeldes für maximal
33 Tage im Kalenderjahr verpflichtet, welches
bei 100 % bzw. 80 % liegt. 

Arbeitsvertrag und arbeitsrechtliche Punk-
te
In Polen besteht keine gesetzliche Vorschrift
für die Form des Abschlusses eines Arbeits-
vertrages. Arbeitsverträge können auch befris-
tet abgeschlossen werden, wobei es in Polen
hierfür keine gesetzliche maximale Begren-
zung gibt. Wird ein befristetes Arbeitsverhält-
nis von mehr als 6 Monaten abgeschlossen, be-
steht auch die Möglichkeit Regelungen bezüg-
lich einer Kündigung zu vereinbaren. Die
Kündigungsfrist muss mindestens 2 Wochen
betragen.

In Polen ist es üblich eine Probezeit zu verein-
baren, welche jedoch höchstens 3 Monate be-
tragen darf. Gemäss dem polnischen Arbeits-
gesetzbuch darf die Arbeitszeit nicht mehr als
8 Stunden pro Tag / 40 Stunden pro Woche be-
tragen.

Grundsätzlich richtet sich die Anzahl der Ur-
laubstage eines Arbeitnehmers nach der bishe-
rigen Beschäftigungsdauer bei allen bisheri-
gen Arbeitgebern sowie nach der Art der abge-
schlossenen Ausbildung (bspw. werden für
einen Hochschulabschluss zu den Beschäfti-
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+++ Mit der Erweiterung der Europäischen Union am 1. Mai 2004 um 10 weitere Mitgliedsstaaten sind diese weiter in den
Blickpunkt von international tätigen Unternehmen gerückt. Insbesondere für den Aufbau von Produktionsstätten und Ver-
triebsniederlassungen in diesen Ländern ist die Notwendigkeit von unternehmensinternen Know-how Transfers gestiegen,
welche u.a. durch den Einsatz von Mitarbeiterentsendungen gewährleistet werden. +++
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Arbeitnehmer-Beitrag in % Arbeitgeber-Beitrag in %

Altersversicherung 9,76 9,76  
Arbeitsunfähigkeitsversicherung 6,5 6,5  
Lohnfortzahlungsversicherung 2,45 2,45  
Unfallversicherung - Zwischen 0,4 bis 8,12 % je nach

Unternehmensprofil  
Arbeitsfonds - 2,45  
Arbeitslosenfonds - 0,15      
Total 18,71 21,71  
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gungsjahren noch 8 Jahre beim Arbeitnehmer
hinzuaddiert). Das Gesetz sieht für Arbeitneh-
mer, die kürzer als 10 Jahre angestellt sind ei-
nen Mindestjahresurlaub von 20 Kalenderta-
gen und für Arbeitnehmer, die länger als 10
Jahre angestellt sind, einen Mindestjahresur-
laub von 26 Kalendertagen vor. 

Kündigung
Grundsätzlich hängen die gesetzlich vorgese-
henen Kündigungsfristen von der Anstel-
lungsdauer ab und können zwischen 2 Wochen
und 3 Monaten betragen. Eine Kündigung be-
darf der Schriftform und muss sowohl einen
Kündigungsgrund als auch eine Rechtsmittel-
belehrung enthalten. Beschäftigt ein Arbeitge-
ber mehr als 20 Arbeitnehmer, ist vorgesehen,
dass der Arbeitgeber eine Abfindung bezahlt,
sofern es sich um eine Gruppenkündigung,
Kündigung im Rahmen des Konkurses, der Li-
quidation der Gesellschaft oder Streichung ei-
ner Arbeitsstelle handelt. Die Höhe der Abfin-
dung hängt von dem Zeitraum der Beschäfti-
gung des Mitarbeiters ab und beträgt maximal
das 15-fache des Minimallohns.

Sowohl der Arbeitgeber als auch der Arbeit-
nehmer kann gegen die Auflösung oder Kün-
digung seines Arbeitsvertrages Klage erheben.
Das Verfahren ist kostenfrei, dauert jedoch in
der ersten Instanz bereits zwischen 6 bis 12
Monaten.

Verschiedenes
Betriebsräte und Gewerkschaften sind vor al-
lem in staatlichen Unternehmen vorzufinden,
in welchen sie auch einen bedeutenden Ein-
fluss haben. Gewerkschaften können ihren

Einfluss bspw. bei
Kündigungen von
Arbeitsverträgen
oder bisheriger Ar-
beits- und Lohnbe-
dingungen geltend
machen. Arbeits-
streiks finden bis-
her in Polen eher
selten statt.

Entsendung nach
Polen 
Für die Erwerbs-
aufnahme eines Ar-
beitnehmers ohne
polnische Staatsan-
gehörigkeit in Po-
len sind eine Ar-
beitsgenehmigung
und eine Aufent-
haltsgenehmigung

notwendig. Dieser Arbeitnehmer erhält ledig-
lich eine Arbeitsgenehmigung sofern kein ge-
eigneter polnischer Bewerber für diese Stelle
vorhanden ist und der nicht-polnische Arbeit-
nehmer über die entsprechenden Qualifikatio-
nen verfügt. Von dieser Regelung ausgenom-
men sind allerdings Leiter einer polnischen
Niederlassung oder Handelsvertretung sowie
leitende Repräsentanten von polnischen Ge-
sellschaften, sofern diese Personen sich nicht
mehr als 30 Kalendertage pro Jahr in Polen
aufhalten. 

Am 20. Januar 2005 ist das neue Doppelbe-
steuerungsabkommen (DBA) zwischen
Deutschland und Polen in Kraft getreten, in
welchem u.a. die Zählweise der 183 Tage-Re-
gelung geändert wurde. Statt dem Kalender-
jahr wird jetzt ein Zeitraum von 12 Monaten
verwendet. 

Ein deutscher Arbeitnehmer, der im Rahmen
seiner Erwerbstätigkeit von Deutschland nach
Polen entsandt wird, kann in Polen in den er-
sten 24 Monaten (mit der Möglichkeit der Ver-
längerung) der deutschen Sozialversiche-
rungspflicht unterstellt bleiben. Dies hat zur
Folge, dass dem Arbeitnehmer an Stelle der
polnischen weiterhin die deutschen Sozialver-
sicherungsbeiträge abgeführt werden.

Marco Daugalies
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Der „One-Stop-Shop“ für internatio-
nale Mitarbeitereinsätze

www.GEPonline.com

PM_3/2005  22.08.2005  8:04 Uhr  Seite 9


